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Neue Modell für strategische Allianzen 

Prof. Dr. Günter Heinritz, Ludw ig-Maximilian-Universität München 

 
 

Anrede 
  

Sie haben es noch nicht ganz überstanden! Zum guten Schluss soll das Thema Innen-
stadtentw icklung noch kurz, d.h. in 10 bis 15 Minuten aus der Perspektive der w issen-

schaftlichen Projektbegleiter angesprochen w erden.   
 

Innenstadtentw icklung - das Wort kann missverstanden w erden, weil sich mit ihm oft 

die Vorstellung verbindet, als w ürde sich da etw as aus sich selbst heraus entfalten, 

eben sich entw ickeln. Innenstädte aber tun selbst nichts, sie sind Produkte, Ergebnisse 

menschlichen Handelns. Entscheidungen und Handlungen von Menschen aber sind 

immer gebunden an vorgegebene Rahmenbedingungen und w eil diese technologi-

schen, gesellschaftlichen, kulturellen oder polit ischen Rahmenbedingungen nicht un-

veränderlich und zeitlos sind, sondern sich im Laufe der Zeit ändern können und sich in 

den letzten Jahrzehnten in der Tat auch massiv geändert haben, müssen w ir akzeptie-

ren, dass sich auch die für die Entw icklung unserer Innenstädte relevanten Entschei-

dungen und Handlungen ändern w erden. 
  

Das gängige Deutungsmuster dieser Veränderungen geht dahin, die Innenstädte in 

ihren Kernfunktionen gefährdet zu sehen. Nicht erst seit gestern: „Rettet unsere Städte 

jetzt!“, so hieß das plakative Motto des deutschen Städtetages schon 1971 und seither 

ist von der Krise der Innenstadt fast regelmäßig die Rede.  
  

Gerade das aber scheint mir für die Innenstadt zu sprechen. Ihre Krise w ird ja deshalb 

besonders w ahr und w ichtig genommen, w eil dieser Bereich der Stadt eben w ie kein 

anderer mit Bedeutungen und Emotionen besetzt ist. Innenstädte sind offensichtlich 

nach w ie vor die räumlichen und assoziativen Kristallisationskerne politischer und ge-

sellschaftlicher Darstellung und Auseinandersetzung. Politische Demonstrationen f in-

den eben nicht in Einkaufszentren, Technoparks oder Gew erbegebieten statt. Innen-

städte sind auch weit mehr als eine Agglomeration von Einzelhandels- und Bürostand-

orten, w eit mehr als eine Ansammlung lukrativer Investitionen und w eit mehr als eine 

bloße Addition verschiedener Publikumsattraktionen. Letztlich sind sie für die jew eilige 

Stadt identitätsbildend.  
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Deshalb w ürde es auch eine zu starke Verkürzung darstellen, Innenstadt nur mit inner-

städtischem Einzelhandel zu assoziieren und künftige Entw icklungsoptionen der In-

nenstädte zu stark und einseitig an die innerstädtische Einzelhandelsentw icklung zu 

binden. Im Gegenteil. Meines Erachtens erhöhen sich die Handlungsspielräume für 

künftige Posit ionierungen der Innenstädte in dem Maße, in dem die Innenstadt sich von 

der allgemeinen Einzelhandelsentw icklung emanzipieren kann.  
 

Es geht also bei der Aufwertung von Innenstädten nicht um eine sektorale, nur auf den 

innerstädtischen Einzelhandel fokusierte Sicht, sondern darum, die Innenstadt als 

Ganzes in den Blick zu nehmen und Egoismen zu überw inden, die schon Alexander 

Mitscherlich in seiner „Anstif tung zum Unfrieden“ für die Unw irtlichkeit der Städte  ver-

antw ortlich gemacht hat. Mitscherlich beklagt dabei insbesondere die Egoismen der 

Haus- und Grundstückseigentümer, aber natürlich ist in die Entw icklung der Innenstadt 

nicht nur die Gruppe der Haus- und Grundstückseigentümer involviert. Die Gew erbe-

treibenden, der Einzelhandel und die Dienstleistungsberufe, die kommunale Verw al-
tung und Polit ik, aber auch die Stadtplaner, Architekten und Gutachter tragen Verant-

wortung für das was dort geschieht. 
 

Das Zusammenspiel der unterschiedlichen Akteure bereitet allerdings vieler Orten 

Probleme und nicht selten führt das fehlende Zusammenspiel der Akteure dazu, dass 

sich die Abwärtsspirale aus Vorw ürfen, fehlender Kommunikation und Inaktivität w eiter 

verstärkt. Es geht also – und damit bin ich jetzt beim Thema – um Kooperationen und 

Allianzen. Wir sprechen von „strategischen“ Allianzen, um zum Ausdruck zu bringen, 

dass solche Bündnisse umso effektiver sind, je mehr sie einem planerisch-

perspektivischem Ansatz verpflichtet sind bzw . sich um einen solchen bemühen. Ge-

nauso w ichtig ist es freilich – vielleicht sollte man an dieser Stelle darauf hinzuw eisen 

nicht verzichten – dass alle Strategie und perspektivisches Planen fruchtlos bleiben, 

wenn ihnen nicht Taten folgen. Deshalb müssen strategische Allianzen eben stets 

auch operative Allianzen sein. Um die Bildung und Förderung solcher Allianzen geht es 

in dem Modellprojekt, das mit der heutigen Auftaktveranstaltung nach einer gründlichen 

Vorbereitungsphase jetzt an den Start geht.  
 

Kooperative Ansätze zur Stärkung der Innenstädte mit einem besonderen Akzent auf 

Public-Private-Partnerships verdienen schon deshalb besondere Aufmerksamkeit, w eil 

die Auszehrung der kommunalen Finanzen einen all umfassenden Gestaltungsan-

spruch der öffentlichen Hand ohnehin hat illusorisch w erden lassen. Chancen aber 

erw achsen aus Allianzen aller Akteure vor Ort, die sow ohl investiv w ie nicht-investiv an 
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der Qualif izierung des Standortes mitw irken sollen. Mitw irkende dabei sind neben den 

Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben die Haus- und Grundstückseigentümer, 

Investoren, Bürger, kommunale Verw altung und kommunale Polit ik. In den Modell-

kommunen w erden, was die Bildung und rechtliche Ausgestaltung dieser Allianzen 

angeht, ganz unterschiedliche Wege beschritten. In manchen Städten kann auf beste-

henden  Strukturen aufgebaut w erden, in anderen müssen entsprechende BGB-

Gesellschaften, Arbeitskreise oder Vereine erst eigens geschaffen werden. 
 

Allianzen sind aber nicht nur auf der Ebene der örtlichen Akteure zu bilden. Sie sind 

auch auf der Ebene unterschiedlicher Fachplanungen erforderlich, um integrierte 

Handlungs- und Maßnahmekonzepte erstellen zu können. Sieht man einmal auf die 

Matrix, in der für die Modellkommunen die jew eils zur Bearbeitung vorgesehenen 

Themenfelder eingetragen sind, so w ird nicht nur die Breite der Palette deutlich, son-

dern zugleich eben auch ein erheblicher Abstimmungsbedarf.  Hervorzuheben ist vor 

allem, dass diese Allianzen nicht nur ökonomische Zielsetzungen verfolgen, sondern - 
ich denke, das ist in den vorangegangenen Präsentationen der Modellgemeinden zur 

Genüge deutlich gew orden -  z.B. auch kulturelle, soziale und gestalterische Aspekte. 

Einige Organisationsmodelle bauen gar auf Projekten der sozialen Stadt auf.  
 

Weil die Modellprojekte anstreben, Erkenntnisse darüber zu erhalten, w ie solche stra-

tegischen Allianzen gefördert und gestaltet w erden können, w ird auf der Ebene der 

Modellkommunen im Sinne eines organisierten Erfahrungs- und Wissensaustausches 

es ebenso zu intensiver Kooperation kommen w ie auf der Meta-Ebene zw ischen den 

Modellkommunen, der OBB und der am Projekt beteiligten Kooperationspartner sow ie 

den mit der fachlichen Begleitforschung beauftragten Wissenschaftler.  
 

Kehren w ir auf die Ebene der Allianz der Akteure vor Ort zurück, so gibt es natürlich 

schon lange innerstädtische Werbegemeinschaften, City- oder Stadtmarketing oder 

Projekte w ie „Ab in die Mitte“, „StadtmachtPlatz“  u.a. Bekanntermaßen kranken viele 

Initiat iven im City- und Stadtmarketingbereich an einer fehlenden Beteiligung w ichtiger 

Akteure. Schlagw orte w ie Trittbrettfahrer und Mitnahmementalität charakterisieren das 

Problem, dessen Lösung im Konzept der Business Improvement Districts so aussieht, 

dass hier gesetzlich die Verpflichtung zur  Zusammenarbeit ermöglicht w ird, aber eben 

dies dürfte auch seinen Preis haben, denn möglicherw eise wecken Kooperationen auf 

freiw illiger Basis mehr Kreativität und führen zu einer höheren Identif ikation der Akteure 

mit den Projekten  als gesetzlich begründete f inanzielle Verpflichtungen. Ob mit Zw ang 

oder ohne: Gute Argumente für ein auch f inanzielles Engagement bei solchen Projek-
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ten gibt es alle Male, insbesondere für die Grund- und Hausbesitzer, eine lange Zeit 

kaum geforderte bzw. einbezogene Gruppe von Akteuren, die ein originäres Interesse 

an einer attraktiven  Innenstadt und am Werterhalt ihrer Immobilien haben sollten. Die 

Entw icklung der Immobilienw erte, der Rückgang der Mieten in vielen Städten, die zu-

nehmende Zahl  leer stehender  Ladenlokale und Büroflächen, steigende Mieterf luktua-

tionen und Schw ierigkeiten bei der Vermietung sow ie Trading-Dow n-Prozesse genü-

gen w ohl, um eine f inanzielle Beteiligung der Immobilieneigentümer zu Gunsten einer 

Quartiersaufw ertung zu rechtfertigen.  
 

Der Erfolg solcher Allianzen w ird daran zu bemessen sein, inw ieweit sie über kurzfristi-

ge Belebungen, Events und Verschönerungsmaßnahmen hinaus auch strukturelle 

Veränderungen bew irken können und w ie breit und belastbar die Basis der kooperati-

ven Bemühungen ist. Die entscheidende Frage also w ird sein, ob es gelingt, w irklich 

handlungsfähige kooperative Strukturen zu entw ickeln und zu pflegen, die auf Dauer 

angelegt nachhaltige Verbesserungen auf den Weg bringen können. 
 

Dass dies gelingen könnte, dafür sprechen nach meiner Einschätzung drei Gründe 

bzw . Vorgaben des Modellprojektes, durch die sich dieses Vorhaben von bisherigen 

Versuchen andernorts deutlich unterscheidet: 
 

Viel versprechend ist zum ersten die Konzentration auf ein räumlich bzw . funktional 

homogeneres und überschaubares Innenstadtquartier als Projektgebiet anstelle der 

gesamten Innenstadt, so dass man davon ausgehen kann, dass sich die Akteure mit 

ihm noch mehr  identif izieren w erden als mit der Innenstadt insgesamt. 
 

Günstig ist zum zw eiten, dass  in den ausgew ählten innerstädtischen Projektgebieten 

die dort gegebenen Schw ächen und Probleme  bereits klar definiert sind und w ichtige 

Akteure ihre Bereitschaft zu Kooperation und Engagement –finanzielle Beteiligung ein-

geschlossen – bereits bekundet haben.  
 

Und w ichtig erscheint zum dritten , dass bei aller Freiheit, entsprechend der örtlichen 

Gegebenheiten die Einbeziehung und Beteiligung w eiterer Akteure an Planung und 

Umsetzung zu gestalten, der Einsatz eines qualif izierten Projektmanagers verbindlich 

vorgeschrieben ist, um ehrenamtliches Engagement nicht zu überfordern. 

 

Das alles sollte dafür sprechen, dass die sich in den Modellkommunen nun bildenden 

Allianzen die Innenstadtentw icklung fördern und dem Leben in der Innenstadt gut tun 

werden. 
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Städtebauliche Perspektiven des Modellprojekts ’Leben f indet Innenstadt’ 
 
Prof. Dr. Ingrid Krau, Technische Universität München  
 
 
 
Sehr geehrte Herren, sehr geehrte Damen, 

 

 

lassen Sie mich mit einem Blick zurück beginnen: Städtebauliche Maßnahmen haben 

seit langem einen hohen Stellenw ert in bayerischen Innenstädten. In der die Mehrzahl 

auch der kleineren Gemeinden hat vom Einsatz der Städtebauförderungsmittel profi-

tiert und tut es w eiter. Der städtebauliche Denkmalschutz hat viel zum Erhalt  der histo-

rischen urbanen Räume beigetragen, es hat stadtgestalterische  Wettbew erbe gege-

ben, private Eigentümer w urden für ansehnliche und vorbildliche Renovierung ihrer 

Häuser belobigt.  

 

Im Ergebnis sind die bayerischen Innenstädte nach innen attraktive und funktionsfähi-

ge Lebensorte geblieben; nach außen erfahren sie hohe Wertschätzung als zentrale 

Orte für die Bew ohner des jew eiligen Umlandes und strahlen im Tourismus national 

und international aus. Und dennoch ist die Welt der bayerischen Innenstädte keines-

wegs heil, im Gegenteil mehren sich  seit einiger Zeit  die Anzeichen der Gefährdung. 

Die umfangreichen städtebaulichen Maßnahmen konnten die Randw anderung insbe-

sondere der besserverdienenden Bew ohner in die ausgedehnten Einfamilienhausge-

biete nicht aufhalten, auch nicht die Vermehrung des großflächigen Einzelhandels au-

ßerhalb der Stadtkerne. 

 

Dieser Exodus, der über lange Zeit als lässlich galt, hat längst im Sinne des steten 

Tropfens gew irkt, der den Stein höhlt. Heute f inden w ir an immer mehr Stellen der 

Ortsmitten leerstehende Ladenlokale und leeren Wohnraum in den Obergeschossen. 

Die Hauseigentümer sind mit sinkenden Renditen konfrontiert, ihre Investitionsbereit-

schaft hat parallel dazu abgenommen.  Billigläden sind in vormals gute Lagen vorge-

rückt, soziale Segregation führt teilw eise zur Konzentration von Randgruppen in den 

Innenstädten. Eine Abw ärtsspirale ist in Gang gekommen mit der Folge schw indender 

Wertschätzung der Innenstadt und w achsendem Verlust der Identif ikation mit ihr. 

 

Das Modellprojekt ’Leben f indet Innenstadt’ blickt nach vorn. Es w ird gestützt von der 

Erkenntnis des engen Zusammenhangs von städtebaulich-baulichem Erhalt des Identi-
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f ikationsraumes, der fortlaufend notwendigen Stärkung der Funktionsfähigkeit urbaner 

Lebensräume und ihrer  Wertschätzung durch Bew ohner und Nutzer. Aktives Handeln 

pro Innenstadt muss daher eine Maßnahmenkombination aus allen drei Bereichen 

sein, und es muss auf gemeinschaftlichem koordinierten Handeln von Kommune, Ei-

gentümern, Unternehmern und Bew ohnern beruhen um langfristig erfolgreich zu sein. 

 

Dies impliziert, dass es bei allen fortzuführenden oder neu zu entw ickelnden städte-

baulichen Konzepten unabdingbar darauf an kommt, w as diese zur funktionalen Stär-

kung beitragen und inw ieweit sie gemeinsam tragbare Lösungen  sind. Ich möchte an 

drei Beispielen erläutern, w as ich meine: 

 

● Es kann nicht um ideologisch aufgeladene Verkehrskonzepte gehen w ie „autoge-

rechte Innenstadt“ auf der einen und „autofreie Innenstadt“ auf der anderen Seite. 

Stattdessen geht es um intelligente Lösungen, w ie Anlieferung, der Besitz des eigenen 

PKW , Fußgängerbew egung und kommunikativer Aufenthalt im öffentlichen Raum  

unter einen Hut zu bringen sind und damit sow ohl gleichgerichtete als auch  unter-

schiedliche Interessen zu einem verträglichen Konsens geführt w erden. 

 

● Wohnen in der Innenstadt kann nicht als Restgröße w irtschaftlicher Aktivitäten be-

handelt w erden, ist aber auch nicht als Umw eltschutzzone zu etablieren, aus der alle 

Störungen verbannt w erden. Wohnen muss als Leben in einem Raum hoher urbaner 
Qualität verstanden w erden, w as nur bei ausgew ogenem Verhältnis von Schutzbedürf-

nis und Toleranz gegenüber den Ausw irkungen anderer Funktionen möglich ist. 

 

● Gestalterische Investitionen in das Einzeleigentum dürfen nicht vorrangig vom 

Selbstdarstellungsw illen der Einzeleigentümer bestimmt sein, sondern setzen auch die  

koordinierte Teilhabe an der Gestaltung des öffentlichen Raumes voraus. 

Die Gestaltung der Innenstadt als Raum der Identif ikation seiner Bürger  steht und fällt 

mit gemeinsamem konsensfähigen Handeln.  Ein überzeugendes städtebauliches Er-

scheinungsbild ist nach w ie vor Ausdruck der Gemeinschaftsfähigkeit.  

 

Wie macht man das ? Ich erlaube mir ein paar übergreifende Antw ort, die sicher im 

Detail operationalisiert w erden müssen und vielschichtige Möglichkeiten in sich bergen; 

kurz gesagt : 

 

● Gemeinschaftsfähigkeit muss w ieder stärker gew ollt und gelernt w erden. 
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● In den Kommunen muss es eine öffentliche Wertediskussion geben, die alle Gruppen 

einschließt. 

 

● Es muss von guten Beispielen gelernt w erden. 

 

● Die Möglichkeiten zu intensiver Beratung, w ie sie mit den Begleitmaßnahmen des 

Modellprojekts geboten w erden, sollten intensiv genutzt w erden. Nutzen Sie die Chan-

ce der Workshops! 

 

Und zu guterletzt möchte ich auf Ihr kommunales Handeln hinw eisen: Gehen Sie die 

Ambivalenzen im kommunalen Handeln an. Städtebauliche Innenstadtmaßnahmen 

dürfen nicht zusätzliche Maßnahmen zu unbedachten Baumaßnahmen am Stadtrand 

sein. Sie brauchen eine Kommunalpolitik aus einem Guss mit Folgenabschätzung aller 

Einzelmaßnahmen.  
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